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158. Bundesgesetz: Übernahme der Bundeshaftung für Auslandskredite an die „Oesterreichisch-
Alpine Montangesellschaft" und an die „Vereinigte Österreichische Eisen- und
Stahlwerke Aktiengesellschaft".

159. Bundesgesetz: Übernahme der Bundeshaftung für Auslandskredite an die „Österreichische
Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Verbundgesellschaft)" und an die
„Tauernkraftwerke Aktiengesellschaft".

160. Kundmachung : Feststellung des Verfassungsgerichtshofes über die Zuständigkeit zur Regelung
der Abwässerbeseitigung von bebauten Liegenschaften.

1 6 1 . Kundmachung: Feststellung des Verfassungsgerichtshofes über die Zuständigkeit zur Gesetz-
gebung und Vollziehung hinsichtlich von Maßnahmen zum Schutze des
Waldes gegen Wildschäden.

1 5 8 . Bundesgesetz vom 4. Juli 1963, be-
treffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Auslandskredite an die „Oesterreichisch-
Alpine Montangesellschaft" und an die „Ver-
einigte Österreichische Eisen- und Stahlwerke

Aktiengesellschaft".

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, namens des Bundes für von der
„Oesterreichisch-Alpine Montangesellschaft" bis
zu einem Gesamtbetrag von 100 Millionen
Schweizer Franken aufzunehmende Anleihen und
Kredite und die damit im Zusammenhang ste-
henden Zinsen und Kosten die Haftung gemäß
§ 1357 ABGB. zu übernehmen.

§ 2. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, namens des Bundes für eine von
der „Vereinigte Österreichische Eisen- und Stahl-
werke Aktiengesellschaft" bis zur Höhe von
15 Millionen US-Dollar aufzunehmende Anleihe
und für einen von der gleichen Gesellschaft bis
zur Höhe von 5 Millionen US-Dollar aufzuneh-
menden Kredit und die damit im Zusammen-
hang stehenden Zinsen und Kosten die Haftung
gemäß § 1357 ABGB. zu übernehmen.

§ 3. Die Erlöse aus den gemäß § 1 und § 2
durchgeführten Kreditoperationen sind zur Dek-
kung des Investirions- und Rationalisierungs-
bedarfes der Kreditnehmer zu verwenden.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Korinek

1 5 9 . Bundesgesetz vom 4. Juli 1963, be-
treffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Auslandskredite an die „Österrei-
chische Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesell-
schaft (Verbundgesellschaft)" und an die

„Tauernkraftwerke Aktiengesellschaft".

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, namens des Bundes für einen von
der „Österreichische Elektrizitätswirtschafts-Ak-
tiengesellschaft (Verbundgesellschaft)" bei der
„Württ. Girozentrale — Württ. Landeskommu-
nalbank" bis zur Höhe von 25 Millionen Deut-
sche Mark aufzunehmenden Kredit, für den das
Land Baden-Württemberg die Haftung über-
nimmt, und die damit im Zusammenhang stehen-
den Zinsen und Kosten die Rückbürgschaft zu
übernehmen.

§ 2. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, namens des Bundes für eine von der
„Tauernkraftwerke Aktiengesellschaft" bis zur
Höhe von 50 Millionen Schweizer Franken auf-
zunehmende Anleihe sowie für einen von der
gleichen Gesellschaft zur Vorfinanzierung dieser
Anleihe aufzunehmenden Kredit bis zur Höhe
von 30 Millionen Schweizer Franken und für
die damit im Zusammenhang stehenden Zinsen
und Kosten die Haftung gemäß § 1357 ABGB.
zu übernehmen.

§ 3. Die Erlöse aus den gemäß § 1 und § 2
durchgeführten Kreditoperationen sind zur Dek-
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kung des Investitionsbedarfes der Kreditnehmer
zu verwenden.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Korinek

1 6 0 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 3. Juli 1963, betreffend die Fest-
stellung des Verfassungsgerichtshofes über
die Zuständigkeit zur Regelung der Ab-
wässerbeseitigung von bebauten Liegen-

schaften.

Gemäß § 56 Abs. 4. des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird folgender
Rechtssatz kundgemacht, in dem der Verfassungs-
gerichtshof die Feststellung seines Erkenntnisses
vom 21. März 1963, K II-4/62, — dem Bundes-
kanzleramt am 28. Juni 1963 zugestellt — zu-
sammengefaßt hat:

„Die Regelung der Abwässerbeseitigung von
bebauten Liegenschaften ist, soweit sie die Ein-

wirkung der Abwässerbeseitigung auf fremde
Rechte oder auf öffentliche Gewässer betrifft,
gemäß Artikel 10 Abs. 1 2. 10 B.-VG. (Wasser-
recht) Bundessache."

Gorbach

1 6 1 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 8. Juli 1963, betreffend die Fest-
stellung des Verfassungsgerichtshofes über
die Zuständigkeit zur Gesetzgebung und
Vollziehung hinsichtlich von Maßnahmen
zum Schutze des Waldes gegen Wildschäden.

Gemäß § 56 Abs. 4 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird folgender
Rechtssatz kundgemacht, in dem der Verfas-
sungsgerichtshof die Feststellung seines Erkennt-
nisses vom 11. Jänner 1963, K II-2/62, zugestellt
am 27. Juni 1963, zusammengefaßt hat:

„Maßnahmen zum Schutze des Waldes gegen
Wildschäden fallen gemäß Artikel 15 Abs. 1
B.-VG. in der Fassung von 1929 in Gesetz-
gebung und Vollziehung in die Zuständigkeit der
Länder."

Gorbach


